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Wie Kommunen ihre Bürger*innen 
beteiligen 
Sie haben auf dem Seminar ange-
deutet, dass Sie die Zukunft der 
Beteiligung mehr auf der subloka-
len Ebene, also in kleinen Sozial-
raumeinheiten, mithilfe deliberativer 
Verfahren1 sehen? Worauf muss man 
da besonders achten? Insbesondere 
bei Städten?

Beteiligungsinstrumente eignen sich 
auch für die nationale Ebene. Sie funk-
tionieren aber insbesondere – und das 
gilt für alle Bürgerbeteiligungsinstru-
mente – in kleineren Gruppen, wo man 
auch ins Diskutieren kommt. Größere 
Gruppen müssen wieder in kleinere 
Gruppen eingeteilt werden, um disku-
tieren zu können. Das kennen wir vom 
World-Café, das kennen wir von vielen 
anderen guten Instrumenten. Und das 
gilt auch für Beteiligungstools in ähnli-
cher Weise, wobei die Funktionsweise 
etwas anders ist. Aber, letztendlich, 
wenn Deliberation2 und Diskussionen 
gewollt ist, dann funktioniert das ers-
tens sehr gut, wenn die Menschen sich 
dafür interessieren und es ihren Alltag 
und ihre Lebenswelt betrifft, und zwei-
tens, wenn sie in kleineren Gruppen 
sind. Dann kommen sie auch eher zu 

Wort, dann können sie sich stärker ein-
bringen. Und da sind, wie gesagt, sublo-
kale Ebenen, Nachbarschaften beson-
ders wichtig. Nachbarschaften haben 
im Vergleich zu größeren Zusammen-
hängen den Vorteil, dass Menschen auf 
dieser Ebene leichter zusammenkom-
men und bestimmte Arrangements tref-
fen können. Beispielsweise können sie 
sich bei der Kinderbetreuung oder bei 
der Seniorenbetreuung abwechseln, 
sich gegenseitig den Rasenmäher, den 
Kärcher oder den Anhänger ausleihen 
und ähnliche Dinge. All solche Sachen 
funktionieren auf nachbarschaftlicher 
Ebene einfacher. Das gilt auch für Bür-
gerbeteiligung, selbst wenn man sie für 
größere Gruppen digital unterstützen 
und darüber mobilisieren und informie-
ren kann. Und interessanterweise wird 
Bürgerbeteiligung deutschlandweit auf 
die ein wenig untergegangenen Bür-
gerhaushalte der immer noch weni-
gen Kommunen reduziert, die zudem 
überwiegend eingestellt wurden. In den 
anderen Ländern Europas sind partizi-
pative Prozesse von vorneherein sehr 
stark auf Stadtbezirke und auf Nach-
barschaften ausgerichtet und funktio-
nieren da wirklich gut. Selbst in solchen 

1 In dialogorientierten oder deliberativen Verfahren steht der Austausch individueller Perspektiven, 
Wünsche und Interessen mit dem Ziel einer kollektiven Meinungsbildung im Mittelpunkt. Die Beteiligten 
wägen in ihren Diskussionen unterschiedliche Positionen gründlich ab, sie identifizieren Meinungs-
differenzen und suchen nach neuen, überzeugenden Ideen, die möglichst alle vorhandenen Positio-
nen vereinen. Bürgerinnen und Bürger, zivilgesellschaftliche Akteure und Entscheidungsträgerinnen 
und -träger werden frühzeitig im politischen Prozess zusammengebracht. Aus: Patrizia Nanz / Miriam 
Fritsche: Handbuch Bürgerbeteiligung. Verfahren und Akteure, Chancen und Grenzen. Schriftenreihe 
Band 1200, Bundeszentrale für politische Bildung, Bonn 2012, S. 30, 11, letzter Zugriff am 03.08.2022: 
ht tps: //www.bpb.de/system/f i les/dokument_pdf/Handbuch_Buergerbete i l igung.pdf 
2  s.o.

https://www.bpb.de/system/files/dokument_pdf/Handbuch_Buergerbeteiligung.pdf 
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Ländern, wo man nicht ohne weiteres 
davon ausgegangen wäre, wie in vie-
len polnischen Städten, funktioniert 
das sehr gut. 

Von daher sind es die Nachbarschaf-
ten, als ein Plädoyer noch mal für die 
sublokale Ebene, die man stärken 
muss, um wichtige Probleme der Zu-
kunft anzugehen – Seniorenbetreuung, 
Kinderbetreuung, Energieversorgung, 
Transport, lokale Ökonomie – all sowas 
lässt sich in Nachbarschaften leichter 
organisieren. 

Wo sehen Sie Grenzen der Beteili-
gung? Oder: Wann macht Beteili-
gung aus Ihrer Erkenntnis keinen 
Sinn? 

Beteiligung macht dann keinen Sinn, 
wenn von Anfang an klar ist, dass sie 
keinerlei Einfluss haben wird. Dass sie 
weder die Diskussion in anderen Gre-
mien anregt noch dort zum Nachden-
ken über diese eingebrachten Posi-
tionen führt und vielleicht auch keine 
weitere Debatte anregt. Und zweitens, 
wenn sie auch gar nicht darauf aus-
gerichtet ist, direkte Ergebnisse zu 
produzieren. Ein Ergebnis ist schon 
allein, dass in anderen Gremien ernst-
haft weiterdiskutiert wird. Aber wenn 
beides ausfällt, sowohl die Umsätze 
der Debatte als auch die ernsthafte 
weitere Debatte in anderen Gremien, 
dann macht sie eigentlich keinen Sinn. 
Dann ist sie rein symbolisch und ist im 
Grunde auch nicht fruchtbar auf lange 
Sicht. Und leider sehen wir das in ei-
nigen Kommunen, dass das im Vor-
dergrund steht, aber es gibt mehr und 
mehr Politiker*innen, die das sehr ernst 
nehmen und die Beteiligung durchaus 
als zusätzliches Instrument zur reprä-
sentativen Demokratie sehen.

Was sind die Treiber von Beteili-
gungsprozessen in Kommunen? 
Wie kann eine breite Beteiligung der 
Bürgerschaft erreicht werden? 

Die Beteiligung ist natürlich eine Sache, 
die nicht gleich alle Gruppen anspricht, 
weil häufig sind es Probleme, die erst 
zum späteren Zeitpunkt wichtig wer-
den, wenn es bereits entschieden ist. 
Dann ist es häufig wieder zu spät. Und 
von daher macht es Sinn, bestimmte 
Instrumente einzubinden, die auf der 
einen Seite sehr niederschwellig sind – 
und damit ist Barrierefreiheit gemeint, 
nicht nur für Menschen mit Behinde-
rungen, sondern auch für bestimmte 
soziale Gruppen. Da müssen Kinder-
betreuungsmöglichkeiten da sein etc.. 
Für Beteiligung ist es dabei hilfreich, 
wenn sie gleichzeitig in den Nachbar-
schaften, kleineren Dörfern und Städ-
ten in einen Kontext eingebunden wird, 
in dem sich die Menschen ohnehin 
gerne treffen. Dann könnten sie dort 
zusätzlich noch über bestimmte Sa-
chen mit abstimmen und diskutieren. 
Nichtsdestotrotz sollten die Feste, die 
daran gekoppelt werden könnten, z. B. 
ein Feuerwehrfest, nicht in der Form 
überstrapaziert werden, dass nur noch 
über politische Dinge diskutiert wird. 
Aber eine Anbindung an andere soziale 
Events, wo dann bestimmte Projekte in 
einem kurzen Durchgang vorgestellt 
werden, das lässt sich ganz gut kom-
binieren und fördert darüber auch das 
Interesse. Wichtig ist, dass die Ziel-
gruppen, die bislang in bestimmten 
Bereichen außen vor sind, häufig sind 
das die Jüngeren, weil die Senioren 
sehr viel mehr Zeitressourcen zur Ver-
fügung haben, in den Blick genommen 
werden. Manchmal sind es aber auch 
diejenigen, die über weniger Bildung 
verfügen und ohnehin eher an den 
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Rand gedrängt sind. Hierzu müssen 
die Schwellen niedrig sein, und es 
muss so motiviert und mobilisiert wer-
den, dass sich diese Gruppen auch 
einbringen können. 

Sie haben auf dem Seminar auch 
Einiges aus der kommunalen Praxis 
gehört. Was hat Sie besonders (in-
haltlich) beeindruckt? 

Es hat mich beeindruckt, wie wichtig 
es ist, verschiedene Elemente zusam-
menzufügen. Auf der einen Seite, wie 
wichtig es ist, eine gute Moderation zu 
haben, das ist sehr deutlich geworden, 
aber dann vor allem eine Moderation 
zu haben, die zuhören kann und zuhö-
ren will. Auf der anderen Seite, unter-
schiedliche Instrumente einzusetzen, 
die die gesamte Gruppe miteinbinden. 
Und da wächst oder generiert sich 
dann automatisch ein größeres Inte
resse, und das bröckelt dann am Ende 
nicht ab. Bei symbolischer Beteiligung, 
bei der die Bürgerschaft merkt, sie 
wird nur informiert, und im Grunde al-
les schon entschieden ist, nimmt das 
Engagement dann oft sehr schnell ab. 
Wenn Beteiligung aber ordentlich or-
ganisiert wird und dabei verschiedene 
Instrumente genutzt werden, ist eher 
im Gegenteil zu beobachten, dass das 
Interesse daran wächst und die Be-
teiligten sich weitere Veranstaltungen 
wünschen. 

Ein weiteres, ganz zentrales Thema 
wurde auch noch mal deutlich: viele 
dieser kleinen Veranstaltungen wie 
Bürgerräte brauchen ein großes Maß 
an Öffentlichkeit. Und das muss, weil 
die Medien oder die Tageszeitungen 
diese häufig nicht von sich aus aufgrei-
fen, die Stadtverwaltung oder der Or-
ganisator selber mit in die Hand neh-

men, also Öffentlichkeitsarbeit gezielt 
selber betreiben. Diese Öffentlich-
keitsarbeit kann sowohl online als 
auch offline erfolgen. Bei einem völli-
gen Verzicht darauf könnte es jedoch 
dazu kommen, dass selbst bei nied-
rigschwelligen Online-Beteiligungsins-
trumenten keiner mitmacht. Denn die 
Menschen möchten wissen, worauf 
sie sich da einlassen, mit welchem Ziel 
und auf welchem Weg, was das zeit-
lich für sie bedeutet und was sie damit 
letztlich bewirken können.
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